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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Beschäftigungssicherheit für die Mitarbeiter der PCK Schwedt! 

Der Landtag stellt fest: 

Die Beschäftigten der PCK Raffinerie GmbH in Schwedt sind infolge der Embargo- und 
Sanktionspolitik gegenüber Russland erheblichen wirtschaftlichen Unsicherheiten ausge-
setzt. Die hieraus resultierenden befristeten staatlichen Absicherungsmaßnahmen führen 
zu anhaltender Planungsunsicherheit für die Mitarbeiter, ihre Familien sowie die gesamte 
Region. 

Zugleich wird im Rahmen strukturpolitischer Programme – insbesondere des „Territorialen 
Plans für einen gerechten Übergang der Raffinerieregion Schwedt“ – eine grundlegende 
industriepolitische Neuordnung der Region vorangetrieben. Diese politisch gesteuerte Um-
steuerung birgt zusätzlich mittelbar erhebliche Risiken für bestehende industrielle Arbeits-
plätze. 

Um eine dauerhafte und sichere Perspektive für die PCK und die Region zu erreichen, sind 
folgende Punkte umzusetzen: 

• der Verkauf der Rosneft-Anteile an der PCK,  

• ein Ende des Ölembargos gegenüber Russland zur Sicherung einer jederzeitigen aus-
reichenden Rohölversorgung der PCK und  

• eine langfristig tragfähige Lösung für einen betriebswirtschaftlich tragfähigen Weiterbe-
trieb der PCK.  

Eine dauerhafte wirtschaftliche Stabilität der Region setzt deshalb eine klare und verbindli-
che Beschäftigungsperspektive voraus. 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert,  

1. sich auf Bundesebene unverzüglich für die Entfristung der bestehenden Beschäfti-
gungs- und Einkommenssicherungsmaßnahmen für die Mitarbeiter der PCK Raffinerie 
GmbH einzusetzen; 

2. darauf hinzuwirken, dass mindestens bis zur Neuordnung der Eigentümerstruktur und 
für einen langfristig betriebswirtschaftlich tragfähigen Betrieb der Raffinerie diese Si-
cherung verbindlich gewährleistet wird.  
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Begründung: 

Die wirtschaftliche Stabilität der PCK-Raffinerie ist derzeit noch nicht primär durch einen 
Strukturwandel gefährdet, sondern durch politische Entscheidungen mit unmittelbarer Wir-
kung auf Versorgung, Eigentumsstruktur und Marktposition. Das freiwillige EU-Ölembargo 
gegen Russland hat die bisherige Rohölversorgung abrupt beendet. Damit wurde die bishe-
rige Betriebsgrundlage des Standortes innerhalb weniger Monate vollständig verändert. 
Diese Maßnahme war außen- und sicherheitspolitisch motiviert. Ihre wirtschaftlichen Folgen 
tragen jedoch die Beschäftigten vor Ort und mittelfristig die ganze Region Schwedt. 

Der Standort war über Jahrzehnte auf die Versorgung über die Druschba-Pipeline ausge-
richtet. Die Umstellung auf alternative Lieferwege ist teilweise erfolgt, aber hinsichtlich Ver-
sorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit riskant und mit erheblichen Wettbewerbsnachtei-
len verbunden. Hinzu kommen Unsicherheiten hinsichtlich der Eigentümerstruktur, der In-
vestitionsentscheidungen und der langfristigen Auslastung. Diese Faktoren wirken unmittel-
bar auf Personalplanung, Investitionsbereitschaft und Zukunftsperspektiven der Beleg-
schaft. Diese Risiken sind nicht das Ergebnis unternehmerischen Fehlverhaltens, sondern 
Folge politischer Eingriffe in bestehende Wirtschaftsbeziehungen. Wer politisch verursachte 
Unsicherheit schafft, trägt auch Verantwortung für deren soziale Folgen. 

Unabhängig von der akuten Sanktionslage beschreibt der „Territoriale Plan“ selbst, dass der 
Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft „zu einem Abbau von Arbeitsplätzen führt“ und 
dass die Herausforderung bestehe, „zunehmende Arbeitslosigkeit zu vermeiden“. Als dro-
hende Folgen werden ausdrücklich „ausbleibende Investitionen, geringe Gründungstätig-
keit, Abwanderung und Verödung“ genannt. Für die PCK wird ein „Rückgang der Erdölver-
arbeitung bis 2030 um etwa die Hälfte“ prognostiziert, mit entsprechendem Beschäftigungs-
rückgang. Zudem ist „mit einem noch stärkeren zeitnahen Beschäftigungsrückgang vor 
2030 zu rechnen“. 

Diese Aussagen belegen: Selbst ohne Sanktionsschock steht der Standort unter erhebli-
chem strukturellem Druck. Der Plan beschreibt die Uckermark als „strukturschwache, wirt-
schaftlich monostrukturierte und periphere Raffinerieregion“. Arbeitsplatzverluste treffen hier 
nicht einen diversifizierten Ballungsraum, sondern eine Region mit sehr begrenzten Alterna-
tiven. 

Auch der Transformationspfad ist politisch gewollt. Ob er langfristig neue Perspektiven er-
öffnet, ist unklar. Kurz- und mittelfristig bedeutet er jedoch ein massives Beschäftigungsri-
siko. 

Die betroffenen Arbeitnehmer sind keine abstrakten Planungsgrößen. Es sind Menschen 
aus Schwedt und der Uckermark, die hier leben, ihre Familien ernähren, Vereine tragen, 
Steuern zahlen. Laut Territorialem Plan liegt das durchschnittliche Einkommen der PCK-
Beschäftigten deutlich über dem regionalen Durchschnitt und entspricht etwa dem 2,5-Fa-
chen des regionalen Bruttolohns. Der Wegfall dieser Einkommen hätte unmittelbar negative 
Auswirkungen auf Kaufkraft, kommunale Finanzlage und soziale Stabilität. 
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Wenn selbst das offizielle Transformationsdokument vor „Abwanderung und Verödung“ 
warnt, dann darf die Politik die Beschäftigten nicht zusätzlich durch befristete Unsicherheit 
belasten. Die Beschäftigten sind derzeit einer doppelten Gefährdung ausgesetzt: einer 
akuten politischen Bedrohung durch Sanktionen und Eigentumsunsicherheit bei der PCK 
sowie einer mittelbaren strukturellen Gefährdung durch den politisch definierten Transfor-
mationspfad. 

Eine befristete Beschäftigungssicherung reicht unter diesen Bedingungen nicht aus. Sie ver-
längert lediglich die Unsicherheit und schwächt Vertrauen, Fachkräftebindung und Investiti-
onsklima. Planungssicherheit ist in einer Phase politisch verursachter Marktverwerfungen 
ein Gebot sozialer Verantwortung. 

Die Entfristung der Beschäftigungsgarantie ist daher kein ideologischer Akt, sondern eine 
notwendige Schutzmaßnahme für die Menschen in Schwedt. Wer politische Umsteuerun-
gen vornimmt, darf die sozialen Folgen nicht den Arbeitnehmern überlassen. Stabilität für 
die Beschäftigten bedeutet Stabilität für die Region und eine Perspektive für Zukunftsinves-
titionen. 
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